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2. des Henn
Staatsan geh örigkeit: russisch,

KIäger,

Froz,-Bev, zu 1-2: Rechisanwalt Dr. Heidemann, Holtenauar Straße 80, 24105 Kiel,

die Bundesrepubiik Dsutschland, vertreten durch das Bundesamt füf Migration und
Flüchtlinge - Außenstelle Lübeck -, Vonryerker Straße 103, 23554 Lübeck,

Beklagte,

Sireiig agenstand; Anerkennung als Asylberechtigte(r), Ausreisea uforderung
und Abschiebungsandrohun g

ha1 c'as Schleswig'Holsieinische Ve|-Wa ltungsgericht - 12, Kammer - ar:f die mündliche
Vei'hanClung vom 30. Oktober 2007 durch die Vorsi2ende Richierin am Veru,aliungsge-
richt Petersen als Einzelrich'ierin filr Recht erkannii
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Die Klage wird abgewiesen,

Die Kosten des Verfahrens werden den Klägern auferlegt.

Gerichtskosten werden nicht erhoben,

Das Urteil istwegen der Kosten vorläufig vollstreckbar.

Den Klägem wird nachgelassen, die Vollsireckung durch Si-
cherheitsleistung in Höhe von 110% des auf Grund des Urteils
vollstreckbaren Betrages abzuwenden, wenn nicht die Beklagte
zuvor Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

Ta tbes tand

Die am 17.08.1981 in Karamachi /Russische Föderation geborene Klägerin zu 1. und ihr

am 10.08.1977 ebenfalls dort geborener Ehemann, Kläger zu 2., sind russische Staetsan-

gehörige lakischer Volkszugehörigkeit. Sie reisten ihren Angaben zufolge auf dem Land-

weg Anfang November 2001 in die Bundesrepublik Deutschland ein und siellten am

09. 11.2001 einen Antrag auf Gewährung politischen Asyls, den sie im Wesentlichen wie

folgt begr0ndeten;

Der Kläger zu 2. hat angegeben, er sei bei Kriegsbeginn in Dagestan zu den Wahhabisten

übergetreten. Von don an habe er bewusst nach den islamischen Glaubensregeln und

Maßstäben gelebt. Ende August 1999 sei es dann zu Überprirfungen gekommen, wer an

den kämpferischen Auseinandersetzungen teilgenommen habe. Der FSB sei sehr aKiv

gewesen dort. Er habe dann bei den Fischern gelebt und sich dort anheuern lassen. lhm

sei dann bekanntgeworden, dass der FSB weiterhin nach ihm suche. Insgesamt habe er

ca, einen Monat fi.ir die andere Seite gegen Russland gekämpft. Die Klägerin zu 1. hat

angegeben, sie habe ihren Mann im Oktober 2001 in Sulak, Dagestan kennengelemt und

geheiratet, Da ihr Mann vom FSB gesucht worden sei, habe sie als Ehefrau mit ihm dann

das Land verlassen. lhr Ehemann habe vor Kriegsausbruch ebenso wie sie und ihre Fa-

milie in Karamachi gelebt. Die Asylanträge der Klägerin sind mit Bescheid vom

04.02.2002 voll umfänglich abgelehnt worden, die hiergegen erhobene Klage (12 A

115/03) ist durch Urteil vom 22. August 2003 abgewiesen worden.
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Die Kläger stellten am 12.07.2004 Asylfolgeanträge. Diese begr0ndete der Kläger zu 2.
r dahit, dass er nach wie vor Problame mit dem föderalen Sicherheitsdienst habe. Er habe

sich mit einem Freund in der Heimat in Verbindung gesetzt, der ihm mitgeteilt habe, dass
immer noch nach ihm gesucht werde. Er werde auch diesbezüglich ein Dokument über-
reichen,

lVlit Bescheid vom 03.09.2004 lehnte die Beklagte die Anträge auf Durchfiihrung von wei-

teren Asylverfahren sowie auf Abänderung der Feststellung zu g 53 AuslG ab.

Die Kläger haben am 01.10.2004 Klage erhoben.

Zur Begründung der Klage hat der Klägerzu 2. im Original ein in kyrillischer Schrift gehal-

tenes Dokument vorgelegt, bei dem es sich ausweislich der ebenfalls eingereichten über-
setzung um eine Bescheinigung des Ministeriums für innere Angelegenheiten der Russi-
schen Föderationvom 24.07.2004 handeln soll, wonach der Kläger wegen Teilnahme in

den Kampfhandlungen von September 1999 in der Ortschaft Karamachi in die Fahn-

dungsliste eingetfagen sei.

Der Kläger zu 2. hat weiter im gerichtlichen Verfahren vorgetragen, er befinde sich seit

dem 28.08.2007 in psychiatrisch-psychotherapeutischer Behandlung in der Psychiatri-

schen Institutsambulanz Kiel. Ausweislich der Bescheinigung vom 07.09,2007 habe eine

orientierende Untersuchung beim Kläger den Verdacht auf eine posttraumatische Belas-

tungsstörung sowie auf eine mittelgradige depressive Episode ergeben. Bis zur endgülti-
gen Diagnoseslellung seien umfangreiche Untersuchungen notwendig.

Der Kläger zu 2. ist in der mündlichen Verhandlung vom 30.10.2007 informatorisch ange-

hört worden. Er hat folgendes ausgeführt:

,,lch habe bei meinem Schulfreund Omar Omarov in Machatschakala angerufen. Dieser

Schulfreund arbeitet bei der Miliz. lch weiß nicht genau, welchen Rang er dort hat. Dieser

Schulfreund erklärte mir am Telefon, dass in Dagestan weiterhin nach mir gesucht werde

lch fragte ihn dann, ob er mit hierüber etwas Schriftliches geben könnte. lch bräuchte dies

zum Beweise in meinem Verfahren. Er bejahte dies und schickte mir dann auf dem Post-

weg die von mir eingereichte Urkunde (Bl. 21 der Gerichtsakte). Wer der dort unterzeich-

nende lMajor Magomedov rst, weiß ich nicht, Woher das Originallichtbild auf dieser Be-

scheinigung stammt, weiß ich nicht-
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lch habe ca. Ende August dieses Jahres am ganzen Körper einen sehr heftigen Hausaus-

schlag bekommen und bin deswegen zu meinem behandelnden Arä gegangen. Nächdenl

der Hautausschlag am Körper verschwunden war, tauchte das gleiche am Kopf auf. lch

habe meinen Hausarä mehrmals darauf angesprochen, dass ich unter schlaflosen Näch-

ten und d0steren Gedanken über den Tod leide, ich habe ihm erklärt, dass ich m eine

Umwelt und die Menschen draußen nur noch wie im Film wahrnehme. Mein Hausarzt hat

mir dann angeraten, psychiatrische Behandlung aufzusuchen. lch bin seitdem einmal wö-

chentlich in Behandlung bei Hern Voß. lch kann auch z. B. gar kein Bus mehr fahren, es

ist ein Gefühl, als wenn die Hälfte des Kopfes gar nicht mehr nichtig funktioniert.

lch möchte noch ergänzend ausfrihren, dass ich in den Nachrichten des 1. russischen

Fernsehens einen Bericht gesehen habe, aus dem sich ergibt, dass das Haus eines Be-

kannten von mir, der wie ich 1999 gekämpft hat, in diesem Jahr in Dagestan von Panzern

der russischen Truppen zerstört worden ist. Mein Bekannter und noch ein weiterer mir

unbekannter Mann sind dabei ums Leben gekommen."

Der Kläger zu 2) hat in der mündlichen Verhandlung beantragt, Beweis zu erheben zu

folgenden Fragen:

1. dass der Kläger zu 2) unter einer posftraumatischen Belastungsstörung leidet und

bei Rückkehr in die Russische Föderation eine Retraumatisierung droht durch

Einholung eines psychiatrischen Sachverständigengutachtens,

2. Ferner Beweis zu erheben zur Echtheit und inhaltlichen Richtigkeit des eingereich-

ten Fahndungsdokuments durch Einholung einer Auskunft des Auswärtigen Am-

Das Gericht hat durch Beschluss in der mündlichen Verhandlung die Beweisanträge aF

gelehnt. Wegen der Begrtrndung wird auf die nachfolgenden Entscheidungsgrtjnde ver-

wiesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Parteien

wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der beigezogenen Verr/valtungsvorgänge Bezug

genommen.

Die Kammer hat den Rechtsstreil der Einzelrichterin gemäß S 76 Abs. 1 Asylverfahrens-

geselz zur Entscheidung übertragen.
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Die Klage ist zulässig, aber unbegründet.

Die Kläger haben keinen Anspruch auf Durchführung eines weileren Asylverfahrens, in
welchem die Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen nach g 60 Abs. 1 Auf-
enthc in Frage käme.

Die Durchführung eines weiteren Asylverfahrens kommt nur in Betracht, wenn die Vor-
aussetzungen der 5 71 AsylVfG, g 51 VwVfG vorliegen, weil in diesem Falt bereits ein
früheres Asytverfahren stattgefunden hat, in dem festgestellt wurde, dass ein Anerken-
nungsgrund nicht vorliegt. Ein weiteres Asylver{ahren wird daher nur dann durchgeführt,
wenn gemäß S 51 Abs. 1 VwVfG sich

1. die dem VerwaltungsaK zugrundeliegende Sach- und Rechtslage nachträglich zu-
gunsten des Betroffenen geändert hat oder

2. neue Beweismittel vorliegen, die eine dem Betroffenen günstigefe Entscheidung her-
beigeführt haben würde oder

3. Wlederaufnahmegrilnde entsprechend S 580 ZPO gegeben sind.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor.

Die Kläger sind nach den Feststellungen des Gerichts in dem Urteil vom 22.08.2003 (12 A
'115/03) unverfolgt aus lhrem Heimatland ausgereist.

Die vom Kläger zu 2) vorgelegte Bescheinigung vom 24.07.2004 (81.21 cA) ist nicht ge-

eignet, die im Asylerstverfahren als unglaubhaft erachtete Vorverfolgung nunmehr zu be-

legen. Der Kläger zU 2) hat sich nach den Feststellungen des Gerichts im Erstverfahren in

unauflösbare Widerspniche vewickelt; darüber hinaus hat das Gericht auf Grund des
geschilderten Sachverhalts ein ernsthaftes Zugriffsinteresse staatlicher Organe in Da-
gestan verneint. Der Inhall der nunmehr vorgelegten Bescheinigung aus dem Jahre 2004
vermag an der Beurteilung dieser Verfolgungssituation nichts zu ändern, da hierdurch die

Zweifel an der Glaubwürdigkeit des Klägers nichl ausgeräumt werden können.

Selbst wenn indes bei unterstellter Echtheit des vorgelegten Dokuments eine damals un-
mittelbar bevorstehende Verfolgung oder eine nach heutiger Beurteilung beachttiche Ver-
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folgungswahrscheinlichkeit in Dagestan gegenüber dem Kläger zu 2) anzunehmen wäre.
ist der Kläger zu 2) auf das Vorhandensein einer internen Schulzalternative innerhalb der
Russischen Föderation zu verweisen. Diese steht einer für den Kläger günstigeren Ent-
scheidung nach S 60 Abs.1 Aufenthc entgegen.
Das Gericht brauchte bereits aus diesem Grund dem Beweisantrag zu 2) nicht nachzuge-

AnheltspunKe dafür, dass gegen0ber dem Kläger zu 2) ein landesweites verfolgungsinte-
resse durch die organe der Russischen Föderation wegen dervon ihm geschilderten B+
teiligung an den Kämpfen in Dagestan im september 19gg bestehen könnte, sind nicht
erkennbar. solche ergeben sich bereits für sich nicht aus dem Inhalt der Bescheinigung
und sind auch angesichts der untergeordneten Bedeutung des vom Kläger selbst geschil-
derlen sachverhalts in Bezug auf ein verfolgungsinteresse der russischen zentralorgane
wenig wahrscheinlich.

Zur Frage des vorhandenseins einer intemen schurzaternetive für die aus Dagestan
stammenden Kläger kann auf die nachfolgenden Ausführungen zur Lage ethnischer
Tschetschenen in der Russischen Föderation verwiesen werden, insofern ist von einer
Vergleichbarkeit auszugehen.

Die heutige Lage ethnischer Tschetschenen innerhalb der Russischen Föderation, insbe-
sondere der aus Tschetschenien geflohenen Binnenflüchtlinge und RLrckkehrer, lässt sich
wie folgt skizziefen:

Nach wie vor sind ethnische Tschetschenen Ziel benachteiligender praktiken der Behör-
den. Menschenrechtsorganisationen bericht€n glaubvvtlrdig über verstärKe personenkon-

trollen und Wohnungsdurchsuchungen, zum Teil ohne rech iche Begrundung, Festnah-
men, Stratuerfahren aufgrund fingierter Beweise und Kündigungsdruck auf Aöeitgeber
und vermieter. offensichtliche Diskriminierungen wie das Fälschen von Beweismitteln
oder die Verfolgung durch die Miliz sind im Vergleich zum ersten Tschetschenienkrieg
seltener geworden. Subtile Formen der Diskriminierung bestehen fort. Tschetschenen
haben zum Beispiel weiterhin Schwierigkeiten, eine Wohnorhegistrierung auf legalem
Wege zu erlangen (AA, Lagebericht Russische Föderation (einschließlich Tschetsche-
nien), Stand Juli 2006, vom 18.08-2006, Lagebericht v. 17.O3.2007).In der Russischen
Föderation leben außerhalb Tschetscheniens nach UN-Angaben im Apfil 2006 noch
24.162 tschetschenische Binnenvertriebene in lnguschetien (8.S28 in übergangslagem
und 15,334 in Privatunterkünften). weitere Binnenvertriebene halten sich in den nordkau-
kasischen Nachbanepubtiken auf: ca, io.00o in Dagestan,4.000 in Nordossetien, 10.000
in Kabardino-Balkarien und 23.000 in Karalschajewo-Tscherkessien. Darüber hinaus gibt
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es praktisch in allen russischen Großstädten eine große tschetschenische Diaspora: Nach
- Angaben der tschetschenischen Vertretung in Moskau halten sich dort ca. 200.000 Tsche-
' 

tschenen auf, davon die Mehrzahl illegal. Laut Volkszählung von 2002 gibl es in Moskau
lediglich 14.465 ofäziell registrierte Tschetschenen, 70.000 Menschen leben im Gebiet

Rostov. 40.000 in der Region Stavropol und 30.000 in der Wolgaregion (Angaben des

tschetschenischen Parlamentspräsidenten im Juni 2006). Die Gesamtzahl der tsche-

tschenischen Binnenflüchtlinge wrrd mit ca. 500.000 angegeben. Die Lebensbedingungen

für die Mehrheit der tschetschenischen Bevölkerung haben sich nach Angaben von inter-

nationalen Hilfsorganisationen in Tschetschenien selbst in letztef Zeit etwas verbessert, in

den Nachbanepubliken Dagestan, Inguschetien und Kabardino-Balkarien hingegen eher

verschlechtert. Die Nachbarrepubliken lnguschetien und Dagestan sind durch den Tsche-

tschenienkonflikt am meisten betroffen, in diesen beiden Teilrepubliken wjrd die Sicher-

heitslage inzwischen von internationalen Organisationen (u. a. UN) schlechter als in
Tschetschenien eingeschätzt. Nach Angaben von Menschenrechtsorganisationen kommt

es in lnguschetien zu schweren Menschenrechtsverleeungen einschließlich eKralegaler

Tötung und dem ,,Verschwinden" von Zivilisten, verübt durch russische wie einheimische
Sicherheitskräfte (und tschetschenische Rebellen, denen sich immer mehr Inguschen

anschließen), Nach derGeiselnahme von Beslan 2004 und den Kämpfen in Naltschik im

Herbst 2005 sind auch die vormalig ruhigen Republiken wie Kabardino-Ba lkarien und

Nordossetien zunehmend in die Gewaltspirale einbezogen worden, Föderale und republi-

kanische Sicherheitskräfte haben nach den Kämpfen in Naltschik mit Säuberungsoperati-

onen reagied; willkürliche Verhaitungen, Verschwindenlassen, Folter und Mord an "Ter-
r0rverdächtigen' sind nach übereinstimmenden Angaben aller Beobachter im ganzen

Nordkaukasus an der Tagesordnung.

Tschetschenen steht wie allen russischen Staatsbürgern formal zwar das Recht der freien

Wahl des Wohnsitzes und des Aufenthalts in der Russischen Föderation zu, dieses Recht

wird in der Praxis an vielen Orten (insbesondere in großen Städten wie z. B, Moskau und

St. Petersburg) durch die Verwaltungsvorschriften stark erschwert. Die dort in den großen

Städt€n bestehenden Zuzugsbeschränkungen gelten zwar unabhängig von der Volkszu-

gehörigkeit, wirken sich jedoch im Zusarnmenhang mit anli-kaukasischer Stimmung stark

auf die Möglichkeil rückgeführter Tschetschenen aus, sich legal dort niedezulassen.

Nach Moskau zurOckgeführte Tschetschenen haben deshalb in der Regel nur deshalb

eine Chance, in der Stadt Aufnahme zu finden, wenn sie genügend Geld haben oder auf

ein Netzwerk von Bekannten oder Venvandten zuruckgreifen können. Die das ursprüngll-

che Propiska-System ersetzende Registrierung (gegenwärtiger Aufenthaltsort = vorüber-
gehende Registrierung, Wohnsitz = dauerhafte Registrierung) legalisiert den Aufenthalt
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und ermöglicht den Zugang zu Sozialhiffe, staatlich geförderten Wohnungen und zum

kostenlosen Gesundhettssystem sowie zum Bezug von Rentenleistungen. Voraussuizu;:;

für eine dauerhafie Registrierung ist der Nachweis des Vorhandenseins von Wohnraum,

In den Regionen Krasnodar und Stavropol in Südrussland als neben lnguschetien und

Moskau größte tschetschenische Diaspora innerhalb der Russischen Föderation ist eine

Registrierung grundsätzlich leichter möglich als in Moskau, u. a. deshalb, weil Wohnraum

dort erheblich billiger ist als in Moskeu. Eine Registrierung ist in vielen Landesteilen
gleichwohl erst oft nach Intervention von NROS, Dumaabgeordneten oder anderen ein-

flussreiohen Persönlichkeiten oder durch Bestechung möglich. Weitere VorausseEung für

eine Registrierung ist der ab 2004 geltende neue russische lnlandspass. Für diejenigen,

die seit dem 01.07.2004 kein güttiges Personaldokument voMeisen können, gelten die

iJblichen Vorschriften: Sie müssen eine Geldstrafe zahlen, erhallen ein vorläufiges Perso-

naldokument und müssen bei dem fürsie zuständigen Meldeamt (d. h. am letzten Wohn-

sitz) die Ausstellung eines neuen Inlandspasses beantragen. Der Umtausch erfolgt ohne

Sonderbedingungen, d. h. die Beantragung am Ort der befristeten Registrierung ist nicht

mehr möglich, Es ist zwar grundsätzlich möglich, von und nach Tschetschenien ein- und

auszureisen, an den Grenzen zu den russischen Nachbanepubliken befinden sich jedoch

nach wie vor Kontrollposten der Föderalen Truppen oder der sogenannten ,Kadyrowzy'

flruppen des tschetschenischen Vizepremier und Befehlshaber des Sicherheitsdienstes,

Ramsan Kadyrow, Sohn des ermordeten ehemäligen Präsidenten Ahmed Kedyrow), die
gewöhnlich eine Ein- bzw. Ausreisegebühr erheben,

Nicht registrierte Tschetschenen können innerhalb Russlands allenfalls in der tschetsche-

nischen Diaspora unterlauchen und dort überleben. Wie ihre Lebensverhältnisse sind,

hängt insbesondere davon ab, ob sie über Geld, Familienanschluss, Ausbildung und rus-

sische Sprachkenntnisse verftlgen. Menschenrechtler beklagen eine Zunahme von Fest-

nahmen wegen fehlender Registderungen oder aufgrund manipulierter Ermittlungsverfah-

ren (vgl. insgesamt zum Vorstehenden: M, Lagebericht 18.08,2006, Lageberictrl vom

17.03.2007').

Die Schweizerische Flüchtlingshilfe berichtet in ihrem Tschetschenien-Update von No-

vember 2005 (Klaus Ammann, Schweizerische Flüchtlingshilfe, Tschetschenien,

07,1 1 .2005) davon, dass der Druck auf tschetschenische intern Vertriebene (tschetsche-

nische Binnenflüchtlinge in der Russischen Föderation außerhalb Tschetscheniens) zu

einer Rückkehr nach Tschetschenien zugenommen hat. Mit Entschädigungsveßprechun-

gen und physischer Gewalt wurden und werden sie zur Rückkehr nach Tschetschenien

gedrängt. Die letäen drei Zeltlager in Inguschetien seien in der ersten Hälfte des Jahres
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2004 offiziell geschlossen worden. Nach Angaben des UNHCR sei im Juni 2004 mit einer

Zahl von ca. 48.000 tschetschenischen lnternvertriebenen in der Russischen Föderatiorr

auszugehen gewesen. Die Lage der Tschetschenen in der übrigen RF habe sich nicht

verbessert. Es werde ihnen systematisch der von der Föderationsregierung verwandte

Status der "Zwangsm igranten" verweigert, nur Zwangsmigranlen könnten iedoch legal

arbeiten oder Grundstücke erwerben. Nach wie vor herrsche in der RF eine stark antF

tschetschenische Stimmung, Diskriminierungen und Misshandlungen sowohl durch Pri-

valD€rsonen als auch durch Beamte in Uniform seien weit verbreitet- Tschetschenen

müsslen willküdiche Verhaftungen, konstruierte Anklagen, illegale ldentitätskontrollen,

aber auch Angriffe durch Gruppen von Privatpersonen über sich ergehen lassen. Laut

russischem Innenministerium seien in der ersten Hälfte des Jahres 2004 1.058 Gesetzes-

hüter vor Gericht gezogen worden wegen Misshandlungen, die Zahl solcher Fälle sei so-

mit um 30 o/o gestiagen irn Vergleich zur Vo rjahresperiode. Trotzdem hensche nach wie

vor ein Klima der Straflosigkeit, oftmals schauten die Justizbehörden weg. Der Konflikt in

Tschetsohenien trage dabei direkt zur Brutalisierung der GeseEeshüter bei, da Polizisten

aus ganz Russland gemäß einem Rolationssystem für sechs Monate nach Tschetsch+

nien geschickt würden. Dort,,lernten' sie willkilrliche und gewalttätige Methoden, die sie

anschließend in ihren Heimatstädten zur Anwendung brächten. Insbesondere in der Folge

von Tenoranschlägen habe die Polizei jeweils ,,Revancheaktionen" durchgeführt gegen

ethnische Tschetschenen und andere Menschen kaukasisDher Herkunft. Vertriebenen aus

Tschetschenien werde der Zugang zu ldentitätspapieren noch erschweft, Sie könnten

ihren lnlandspass nur in Tschetsohenien ausstellen oder erneuern lassen, die Reise dort-

hin seijedoch mit hohen Kosten f0r Bestechungsgelder und vieledei Gefahren verbunden.

Fiir einen lnlandspass miisse men 50 bis 100 Euro an Bestechungsgeldem zahlen. Laut

,,Memorial" stimme die Auffassung nicht, an kleineren Orten ließe sich ohne Registrierung
' leben oder es sei dort einfacher, eine solche zu erhalten. Auf ihren Inlandspass müsgten

Tschetschenen in der Regel viel längerwaften als andere Bürger des Landes, zum Teil

Monate oder gar Jahre. Keinen Pass eu haben könne gefährlich sei - verschiedentlich

seien Menschen aufgrund fehlender Dokumente von den Sicherheitskräften festgehalten

und teils misshandelt worden. Zur Situation in den Nachbanepubliken Inguschetien und

Dagestan führt die Schweizerische Flüchtlingshilfe aus, dass sich die Situation der Si-

cherheitslage stark verschlechtert habe.

Die Menschenrechtsorganisation Memorial führt jn ihrem Bericht ,Menschen aus Tsche-

tschenien in der Rr.rssischen Föderation, Juli 2005 bis Juli 2006 zur Situation der innerhalb

der RF vertriebenen Tschetschenen aus, dass es keine Strukturen gebe, die Binnenver-

triebenen Wohnraum, Arbeil oder materielle UnterstOtzung gewährleisten würden. Nach
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dem zweiten Tschetschenienkrieg habe sich die Zahl derjenigen Menschen aus Tsche-
tschenien, die den Status eine ,,unfreiwilligen Umsiedlers" erhalten hätten, auf 12.Ob0 rc .-

duziert, hierbei handele es sich indes nicht um ethnische Tschetschenen, sondern um
Angehörige anderer Ethnien. Die Registrierung von Tschetschenen außerhalb Tsche-
tscheniens sei ein großes Problem, meistens seien Vermieter nicht bereit. Tschetschenen
eine Registrierung zu unterschreiben, um keine Schwierigkeiten mit der Miliz zu bekom-
men. Es bedürfe manchmal jahrelanger Anstrengungen. um eine Registrierung mit Hilfe
anderer durchzusetzen. Umsiedler aus Tschetschenien ohne gültige Registrierung hätten
mit vielen Problemen zu kämpfen, sie erhielten keine kostenlose medizinische Hilfe, ob.

wohl sie diese aufgrund ihrer Vertriebenensituation dringend benötigten. Wer nicht regist-
riert sei, könne nur eine Arbeit ohne Arbeitsvertrag annehmen. Mit Inkrafttreten des Ge-
setzes Nr. 122 sei der Empfang von staatlichen Unterstützungsgeldem und Renten bei
fehlender Registrierung nicht möglich. Die Verfotgung der Tschetschenen habe sehr un-
terschiedliche Formen: Unter dem Deckmantel der Tenorismusbekämpfung wurden sie
geseEeswidrig verhaftet und beschuldigt. Memorial berichtet sodann von mehreren Ein-
zelfällen unrechtmäßiger Strafuerfolgung gegenüber Tschetschenen und stellt sodann
fest, dass sich Dutaende von Tschelschenen nach wie vor aufgrund falscher Anklagen in
Haft in der RF befänden.

Aus dieser Auskunftslage schließt das Gericht zunächst einmal, dass innerhalb der Rus-

sischen Föderation außerhalb der Nordkaukasusgebiete für ethnische Tschetschenen, die

aus Tschetschenien geflüchtet sind oder aus dem Ausland in die Russische Föderation

zurück kehren, grundsätzlich Regionen vorhanden sind, in denen hinreichende Sicherheit
vor Verfolgung besteht. Dies gitt jedenfalls für solche Personen, bei denen ein landeswei-

tes Verfolgungsinteresse russischer Behörden wegen einer hervorgehobenen Bedeutung

im tschetschenischen Widerstand nicht anzunehmen ist.

Angesichts der Zahl der innerhalb der Russischen Föderation außerhalb des Nordkauka^

sus lebenden tschetschenischen BinnenflUchtlinge (angesichls der o. g. Zahlen dürfte es

sich hierbei nach ungefährer Schätzung um ca. 300.000 bis ca. 350.000 handeln) kann

auch angesichts der nicht zu verkennenden schwierigen Lage der Tschetschenen inner-

halb der Russischen Föderation indes nicht davon ausgegangen werden, dass in der ge-

samten Russischen Föderation die Gefahr ethnisch oder politisch motivierter Übergriffe

mit der erforderlichen asylrelevanten Eingriffsintensäät von staatlicher oder sonstiger drit-

ter Seite als reale, d. h. mehr als nur entfemt liegende Möglichkeit besteht. Zwar scheiden
nach den obigen Darlegungen Regionen wie lnguschetien, Dagestan, Karbadino-
Balkarien und mt[licherueise auch die sildrussischen Regionen Stawropol und Krasno-

-  l l
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dar als solche Ode mit hinreichender Verfolgungssicherheit aus. Indes ist davon auszu-
, gehen. dass eine gfoße Anzahl der aus Tschetschenien geflohenen ethnischen Tsche-

tschenen in den ubrigen Gebieten der Russischen Föderation. insbesondere euch in der
Wolgaregion, nicht der Gefahr erneuter Verfolgungshandlungen im Sinne des Art. 9 QRL
ausgesetä sind.

Diese Einschätzung entspricht soweit ersichtlich der mehrheitlichen obergerichtlichen

Rechtsprechung fr'GH München, U(eil vom 31.01,2005, I 1 B 02.31597 - zitiert nach Ju-

ris -; OVG Lüneburg, Beschluss vom 16.01.2007, 13 LA 67/06 - zitiert nach Juris -, OVG
Schleswig, Uneil vom 03.11.2005, 1 LB 259/0'1 - zitiert nach Juris -: VGH Baden Wirrt-

temberg, Urteil vom 25.10.2006, A 3 S 46/06 - zitiert naDh Juris -; auch die im Ergebnis

die Zumutbarkeit einer internen Schutzaltemative vemeinenden Entscheidungen des

OVG Magdeburg vom 31.03.2006 und des Hess. VGH vom 02.02.2006 - 1 E 519/02. A
(3) - gehen insoweit vom Vorhandensein verfolgungsfreier Regionen innerhalb der russl-

schen Föderation aus),

Die Inanspruchnahme solcher verfolgungssicheren Gebiete als interne Schutzalternative

wäre den Klägem auch zumutbar und möglich.

Ob ein solcher verfolgunEsfreier Orl den Anforderungen an die Zumutbarkeit eines dorti-
gen Aufenthaltes gerecht wird, ist anhand eines gemischt objehiv-individuellen Maßsta-

bes zu beurteilen. Grundsätzlich geht die Kammer indes davon aus, dass die Ertangung

einer den Mindestanforderungen an ein gesellschaftlich und winschaftlioh menschenwür-

diges Dasein entsprechenden Existenzmöglichkeit euch filr tschetschenische Binnenver-

triebene und Rückkehrer möglich ist (vgl, Urteil der Kammer vom 29.03.2007,12 A

I 81/05, rechtskräftig).

Von der Erlangung einer hierfür notwendigen dauerhafien Registrierung innerhalb der

Russischen Föderation wäre hinsichtlich der Kläger auch auszugehen, da zumindest in

Bezug auf die Klägerin zu '1) für den Fall von bisheriger Passlosigkeit einer Passbeantra-
gung in Dagestan erkennbar keine Hinderungsgründe entgegenstehen.

lsl grundsätzlich von der Möglichkeit einer dauerhaften Wohnsitzregistrierung innerhalb

der russischen Föderätion auch für ethnische Tschetschenen - und andere Ethnien aus

dem Kaukasus- auszugehen, kann auch die Möglichkeit einef dauerhafi€n wi(schaftli-

chen Exisienzsicherung angenommen werden. Auch unter Ber0oksichtigung der Vorga-

ben der Qualifikationsrichtlinie bietet ein verfolgungssicherer Ort erwerbsfähigen Perso-

nen das wirtschaftliche Existenzminimum in aller Regel dann, wenn sie äm Ort der inter-

nen Schulzalternative, sei es durch eigene. notfalls auch wenig attraktive und ihrer Vorbil-

s. 1,1, / 7S
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dung nicht entsprechende Arbeit, dia grundBäClich zumutbar ist oder durch Zuwendungen

von dritter Seite jedenfalls nach Überwindung von Anfangsschwierigkeiten das zu ilnem

Lebensunterhalt unbedingt Notwendige ertangen können (BVerwG, Urteil vom 01.O2.2OO7

- I C 24 OO -, zitiert nach Juris). Von dem grundsätzlichen Vorhandensein solcher Er-

werbsm69lichkeiten ist in der Russischen Föderetion auszugehen. Zu berilcksichtigen ist

dabei, dass der Anteil der sogenannten ,,Schattenwirtschafl' am BruftoinlandsproduK bis

zu 40 o/o beträgt und somit einen erheblichen Faktor erwerbswirtschaftlicher Einkom-

mensezielung darstellt. Zwar ist in ländlich strukturschwachen Gebieten - anders als in

größeren Städten und Ballungszentren wie Moskau und St. Petersburg - die in der Russi'

schen Föderation bei 7,2 % liegende durchschnittliche Arbeitslosenquote erheblich höher,

indes ist hier allerdings auch der nicht unerhebliche Anteil des informellen Seklors und der

Subsistenzwirtschafl auf dem Lande zu ber0cksichtigen.

Aus den vorliegend dergestellten Gründen kommt eine zu Gunsten der Kläger zu treffen-

de positive Entscheidung nach S 60 Abs,1 Aufenthc unabhängig von dem vorgelegten

neuen Beweismittel nicht in Betracht.

I

Auch die Entscheidung der Beklagten zur Gewährung von AbschiebeschuE nach S 53

AuslG, nach heutiger Rechtslage S 60 Abs.2-7 Aufenthc, ist nicht abzuändern. Ein An-

spruch auf Feststellung eines Abschiebeverbotes nach S 60 Abs.7 S" 1 AufenthG in Bezug

auf den Kläger zu 2) ist nicht gegeben.

Ein solches ergibt sich nicht aus krankheitsbedingten Gründen. Arztliche Atteste dariiber,

dass beim Kläger zu 2) von einer behändlungsbedürftigen Erkrankung auszugehen ist' die

im Fall fehlender Behandlung im Heimatland zu einer ernsthaften und konkreten Gefahr

filr Leib und Leben werden würde, liegen nicht vor.

Der auf die Feststellung einer solchen behandlungsbedürftigen Erkrankung gerichtete

Beweisantrag zu 1) war abzulehnen. Der Beweisentrag ist darauf gerichtet, erst die be-

weiserheblichen Tatsachengrundlagen zu ermitteln. Nach dem bisherigen Vorbringen des

Klägers zu 2) sind glaubhafte AnhaltspunKe für das Vorliegen einer posttraumatischen

Belastung$etörung oder einer sonstigen behandlungsbedürftigen psychischen Erkrankung

nicht erkennbar geworden. Insbesondere fehlt es insOweit an einem traumaauslösenden

Ereignis, da, wie oben dargelegt, von einer erlittenen Voruerfolgung beim Klägerzu 2)

nicht auszugehen ist.

Die Klage ist mit der sich aus S 154 Abs. 1 VWGO ergebenden Kostenfolge abzuweisen-

s.
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?i" Gedchtskostenfreiheit beruht auf g 83 b Asytvfc.

Lre vorläufige Vollstreckbarkeit der Kostenentscheidung beruht auf $g 7og Nr. 1 1, 71 1
ZPO iVm S 167 VwcO.

Rechbmittelbelehruno

Gegen dieses Urteil isl das Rechtsmittel der Berufung statthaft, wenn diese von dem O-
berveMaltungsgericht zugelassen wird, Die Zulassung der Berufung ist innerhalb von

* einem Monat nach Zustellung dieses Urteils beim

Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgerlcht
Brockdorff-Ranr-au-Straße I 3
211837 Schleswig

schriftlich zu beantragen. Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen und die
Grunde, aus denen die Berufung zuzulassen ist, darlegen.

< Jeder Beteiligte muss sich für diesen Antrag durch einen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer
an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesekes mit Befähigung
zum Richteramt als Bevollmächtig(en vertreten lassen. Juristische Personen des öffenllF
chen Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte oder Angesteltte mit Befähi-
gung zum Richteramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst vertfeten lassen.

Petersen


